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Künftige Aufgaben der Regionalstatistik aus der Sicht der Groß-städte
Die Informationslandschaft ist in Bewegung, am weitreichendsten vielleicht beim Geodatenmanagement. Es ist erfreulich, dass die amtliche Statistik den räumlichen Aspekt bei der Informationsbereitstellung verstärkt in den Blick nimmt. Geo-referenzierung – als Basis für flexible räumliche Auswertungen und Analysen in der Städtestatistik schon länger im Einsatz – bestimmt auch die Methodendiskussion der amtlichen Statistik. Nicht nur Eurostat ist auf dem Weg zu einer neuen räumlichen Verortung seiner Datenbasis mit Hilfe einer abstrakten Rastereinteilung (etwa Kilometer-Quadrate) der Erdoberfläche. Spätestens mit dem Zensus 2011 werden die Ergebnisse europaweit in kleinräumlichen Rastern zur Verfügung stehen. Diese Entwicklung beeinflusst die Informationsbalance zwischen den föderalen Ebenen nachhaltig. Schließlich gibt es seit April 2009 eine neue Rechtsgrundlage für die Statistik in der Europäischen Union, an die sich die deutsche Statistikgesetzgebung anpassen muss. Dies bietet eine gute Chance, die Anliegen der Städtestatistik oder allgemeiner der Kommunalstatistik stärker zu verankern.
In der amtlichen Regionalstatistik Deutschlands bezieht sich das Hauptdatenangebot auf Kreise und kreisfreie Städte. Für Gemeinden ist der verfügbare Datenkranz stark eingeschränkt. Dies trifft einige ehemals kreisfreie Städte schmerzlich. Großstädte wie Neuss, Paderborn, Göttingen, Reutlingen, Hildesheim und Aachen, aber auch die Landeshauptstädte Saarbrücken und Hannover verschwanden so aus dem statistischen Vollangebot. Das „Netzwerk Stadt- und Regionalstatistik“ hat sich mit dem Problem befasst und empfohlen, regionalstatistische Daten nicht nur für die administrative Kreisgliederung, sondern für Einheiten ab 100.000 Einwohner nachzuweisen.

Im „Netzwerk Stadt- und Regionalstatistik“ arbeiten das Statistische Bundesamt, Vertreter der Statistischen Landesämter, die Bundesagentur für Arbeit mit ihrem Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Vertreter der Städtestatistik und das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung zusammen, um die Stadt- und Regionalstatistiken zu verbessern. Im föderal gegliederten System der amtlichen Statistik ist dies weder durch die staatlichen Ebenen der Statistik noch durch die Städtestatistik alleine zu leisten. Das Modell ist erfolgreich, kann allerdings institutionalisierte Zusammenarbeit auf Dauer nicht ersetzen.

Anforderungen aus Sicht der Städtestatistik:

· Kreisdaten erweitern auf Städte ab 100.000 Einwohner und arrondieren 
· Regionalisierbarkeit des Mikrozensus sicherstellen, Grunddatenspektrum an regionalisierten Ergebnissen definieren
· Datenspektrum für Gemeinden ausbauen
· Aktualität.

Der Datenbedarf der Städtestatistik ist kleinräumig. Er ist grundgesetzlich abgeleitet, denn die kommunale Selbstverwaltung und Planungshoheit nach Artikel 28 GG kann nur verantwortlich ausgeübt werden, wenn die Kommunen auch über die erforderlichen Informationen verfügen. Dabei tun die Städte alles, um sich selbst zu helfen. Sie nutzen die Möglichkeiten eigener Registerstatistiken, etwa zu Bevölkerung und Haushalten, betreiben die Fortschreibung statistischer Gebäudedateien, nutzen die kleinräumigen Datenangebote der Bundesagentur für Arbeit, führen kommunale Umfragen durch. Sie führen ein System kleinräumiger Gliederungen, mit dessen Hilfe sich die Daten des Statistischen Informationssystems flexibel verdichten und nachfrageorientiert auswerten lassen. Ohne eine Grundversorgung mit (regionalstatistischen) Daten aus der amtlichen Statistik des Bundes und der Länder würde aber eine wichtige Säule im Informationsspektrum der Städtestatistik fehlen. Dies stünde auch im Widerspruch zu § 1 des Bundesstatistikgesetzes, wo es heißt: „Durch die Ergebnisse der Bundesstatistik werden gesellschaftliche, wirtschaftliche und ökologische Zusammenhänge für Bund, Länder einschließlich Gemeinden und Gemeindeverbände, Gesellschaft, Wissenschaft und Forschung aufgeschlüsselt.“

Mit der Novellierung des Bundesstatistikgesetzes sollte es gelingen, eine neue Arbeitsgrundlage für die Zusammenarbeit von Bundes-, Landes- und Kommunalstatistik zu schaffen, die eine regelmäßige, verbindliche und systematische Kooperation unter gleichberechtigten Partnern institutionalisiert. Dazu gehört, dass abgeschottete kommunale Statistikstellen für ihren Zuständigkeitsbereich einen den Statistischen Landesämtern gleichberechtigten Zugang zu den amtlichen Datenquellen erhalten. Nur dadurch lassen sich bei der vermehrten Nutzung von Verwaltungsregistern bei der Statistikproduktion in Verbindung mit der Georeferenzierung die einzelnen Statistiken zu einem Gesamtbild fügen, so wie es in den Eckpunkten des Statistischen Beirats zur Weiterentwicklung der amtlichen Statistik angestrebt wird. Dies muss sich in den Ländern mit einer kommunalfreundlichen Statistikgesetzgebung fortsetzen. Bei der Weiterentwicklung des Statistischen Systems und insbesondere der Regionalstatistik haben die Statistischen Landesämter damit eine große Verantwortung für die föderale Informationsbalance.

Merkposten aus Sicht der Städtestatistik:

· Unternehmensregister als Ersatz für Arbeitsstättenzählungen: Auswertungs-möglichkeiten verbessern, Aktualität erhöhen, übermittelte Merkmale erweitern
· Kinderbetreuungsstatistik: Einzeldaten zur Betreuung in Kindertageseinrichtungen 
georeferenzieren
· Lohn- und Einkommensteuerstatistik: Georeferenzierte Einzeldaten zur Verfügung stellen
· Adresse (Straßenschlüssel und Hausnummer) als Erhebungsmerkmal verankern
(oder als dauerhaftes Hilfsmerkmal zur Unterstützung des Ebenen spezifischen Informationsbedarfs der Kommunen bei der flexiblen räumlichen Datenaggregation)
· Vor dem Hintergrund vermehrter Registerstatistiken und Georeferenzierung: Institutionalisierte Einbindung der Städtestatistik bei Entwicklungen
· Einrichtung abgeschotteter kommunaler Statistikstellen forcieren 
· Zugang abgeschotteter kommunalstatistischer Stellen zu den stadtbezogenen Einzeldaten im Statistischen System. Dies sollte im Bundesstatistikgesetz festgeschrieben werden
· Kommunale Zuständigkeiten bei der kleinräumigen Statistiknutzung wahren. 
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